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Le Jurisconsulte du Département politique, Max Huber, 
à la Division des Affaires étrangères du Département politique1

L  Ossingen, 8. Februar 1921

Mit Ihrem Schreiben vom 4.ds. Mts.2 legen Sie mir die Frage vor, ob die 
Schweiz ihre Zoll- & Handelsverträge mit dritten Staaten nur nach Einholung der 
Zustimmung dieser auf Liechtenstein ausdehnen könne.

In der völkerrechtlichen Doktrin ist, soweit ich sehe, das Ihrer Frage zu Grunde 
liegende Rechtsproblem nicht erörtert worden; es ist dies auch begreiflich, da die 
Fälle, aus denen sich eine Übung zu entwickeln hätte, sehr selten sind und auch 
nicht immer Aufschluss darüber geben, was von den Parteien als Völkerrecht 
anerkannt wird. Die vertragliche Ordnung, wie sie in den deutschen Handelsver- 
trägen besteht (Einbeziehung der zollgeeinten Gebiete), oder wie sie durch das 
Schweiz.-franz. Abkommen über Tunis getroffen wurde, kann ebensowohl den 
Zweck haben, bestehendes Recht zu konstatieren als eine Streitfrage zu erledi­
gen. Der Fall Luxemburg-Deutsches Reich kann kaum in Betracht kommen, da 
Luxemburg schon seit 1842 zum deutschen Zollverein gehörte.

Unter diesen Umständen kann die Frage nur nach allgemeinen Rechts-Grund- 
sätzen beurteilt werden. Dabei ist von dem hier hauptsächlich in Betracht kom­
menden Prinzip der sog. beweglichen Vertragsgrenzen auszugehen. Demnach ist 
der räumliche Geltungsbereich der Staatsverträge bestimmt durch das jeweilige 
Staatsgebiet der Kontrahenten; solange die Staatspersönlichkeit der Kontrahen­
ten die gleiche bleibt, ist der territoriale Umfang dieser unerheblich.

Dieser Grundsatz gilt tatsächlich für den häufigsten und wichtigsten Fall der 
Gebietsänderungen, nämlich für eigentliche Staatensuccessionen, wo Gebiet — 
sei es durch Vertrag, sei es durch Eroberung — von einem Staat auf einen ändern 
übergeht, oder aber ein Staat in einem ändern aufgeht. Eine Ausnahme ist nur da 
gemacht worden, wo durch eine Gebietsverschiebung eine wesentliche Verände­
rung eintritt (Annexion des Congostaates durch Belgien). Diese Voraussetzung 
trifft jedenfalls bei Liechtenstein nicht zu.

Kann nun das Prinzip der beweglichen Vertragsgrenzen auf andere, ähnliche 
Vorgänge ausgedehnt werden, in denen keine Gebietsabtretung erfolgt, sondern 
ein Staat sich freiwillig mit einem ändern verbindet, um seine Zollhoheit diesem 
abzutreten, ohne jedoch als Person des internationalen Rechtes zu verschwin­
den? Wenn eine Gebietsabtretung unter zwei Staaten von dritten Staaten in ihrer 
Wirkung auf Handels- & Zollverträge nicht als res inter alios acta behandelt wer­
den darf, sondern als vollendete Tatsache hinzunehmen ist, so ist nicht einzuse­
hen, weshalb es bei Verträgen, die nicht nur einen Teil, sondern das ganze Gebiet

1. Note manuscrite de Dinichert en tête du document: Dr. Feldscher. Dieser Bericht ist für unsere 
Zwecke sehr beruhigend. Prof. Max Huber ist die Arbeit gebührend zu verdanken. 10.2.21. D.
2. Cf. n° 26.
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und nicht die ganze Staatsgewalt, sondern einen Teil dieser umfassen, anders sein 
sollte.

W enn zwei Staaten einen Handels- & Zollvertrag mit einander schliessen, so 
spielt dabei der territoriale Umfang keine wesentliche Rolle, sondern der 
Abschluss erfolgt zwischen zwei Trägern einheitlicher Zollordnungen. Freihei­
ten, Beschränkungen und Belastungen von Ein-, Durch & Ausfuhr bilden den 
Vertragsinhalt, nicht aber irgendwelche ziffermässig bestimmten Leistungen. Es 
ist denkbar, dass durch eine territoriale Erweiterung eines Staates dessen E xport­
fähigkeit für den G egenkontrahenten wesentlich verändert würde und dass der 
letztere deshalb, in Analogie zu den Grundsätzen des Civilrechtes, u. U. ein Kün- 
digungs- bzw. Rücktrittsrecht aus «wichtigen Gründen» geltend machen könn­
ten. Die räumliche Ausdehnung des eigenen Zollgebietes kann aber nicht als eine 
vertragswidrige Handlung gelten und sie bedarf deshalb nicht der vorgängigen 
Zustimmung der ändern Vertragsparteien.

Zweifelhaft scheint die Zulässigkeit dieser Schlussfolgerung nur in dem Falle, 
wo ein Staat, der eine Zolleinigung eingehen will, in einem Vertragsverhältnis zu 
einem Staate steht, der ebenfalls einen Zollvertrag mit dem Staate hat, mit dem 
die Zolleinigung erfolgen soll. Die Zolleinigung bildete dann die Möglichkeit für 
einen Staat im Verhältnis zu einem dritten Staat zwischen seinem eigenen und 
einem fremden Zollvertrage gewissermassen zu optieren. Muss sich ein Staat 
gefallen lassen, dass durch einen Vertrag unter D ritten seine eigene V ertragsver­
hältnisse zu einem dieser Staaten verändert werden? Da aber feststeht, dass er die 
Folgen einer völligen Verschmelzung bezw. des Eintritts eines bisher souveränen 
Staates in einen die Zollhoheit besitzenden Bundesstaat hinnehm en muss, so ist es 
eigentlich nur logisch, dass die W irkung einer nur partiellen A ufgabe der staatli­
chen Selbständigkeit — soweit solche Rechtsgeschäfte bona fide erfolgen — auch 
nicht abgelehnt werden kann.

Im Falle Liechtenstein sprechen alle Argum ente für die Zulässigkeit der E in ­
verleibung in das schweizerische Zollgebiet: die geographische Lage; das gegen­
wärtige wirtschaftliche Angewiesensein auf die Schweiz; die Unfähigkeit Liech­
tensteins, ein eigenes Zollgebiet zu bilden; die Auflösung des bisherigen österrei­
chisch-ungarischen Zollverbandes.

Die ganze Frage kann wohl nur Interesse haben in Bezug auf unsere N achbar­
staaten. Mit dem Deutschen Reich ist die Frage vertraglich in unserem  Sinne gere­
gelt; gegenüber Frankreich kann auf die französische Praxis verwiesen werden. 
Was Italien anbelangt, so ist es jedenfalls sicher, dass Italien seine V erträge still­
schweigend auf San M arino ausgedehnt hat und wahrscheinlich auch auf seine 
Occupationsgebiete im Dodekanes.

Wie die Beziehungen zwischen Liechtenstein und Österreich liegen, ist mir 
nicht bekannt. Ich nehme aber an, dass keine vertragliche Bindung zwischen die­
sen beiden Staaten m ehr existiert und dass Liechtenstein gegenüber Österreich 
frei ist.

Endlich ist zu bemerken, dass es wichtig wäre, in dem Abkom m en mit Liech­
tenstein eine Klausel aufzunehm en, die unsere Bewegungsfreiheit für den aller­
dings unwahrscheinlichen Fall sicherte, in dem ein Staat die Ausdehnung unserer 
Verträge auf Liechtenstein bestreiten würde und wir unseren Standpunkt nicht 
erfolgreich vertreten könnten, bezw. Gegenmassregeln ausgesetzt wären. Diese
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Klausel müsste natürlich möglichst unverfänglich redigiert sein, z. B. so, dass die 
Schweiz ihre aus bestehenden Verträgen resultierenden Verpflichtungen vorbe­
hält.

Ich komme deshalb zum Schluss, dass wir auf Grund des Abkommens mit 
Liechtenstein ohne weiteres unsere Zollverträge (d.h. überhaupt unsere Staats­
verträge, soweit sie die in der Übereinkunft mit Liechtenstein vereinheitlichten 
Materien ordnen) auf das zollgeeinte Gebiet ausdehnen und es darauf ankommen 
lassen können, ob einer unserer Gegenkontrahenten Einsprache erhebt. Durch 
Einholung der Zustimmung würden wir ohne Not unsere günstige Rechtsstellung 
aufgeben; eine blosse Notifikation dagegen ist entweder ungenügend oder über­
flüssig und kann lediglich zu Erörterungen führen.

Die Frage endlich, ob wir mit Rücksicht auf denkbare Zolleinungen unter 
ändern Staaten ein Interesse daran hätten die These von der Unwirksamkeit sol­
che Zolleinungen auf Verträge dritter Staaten zu vertreten, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Ich glaube aber, dass sie wegen des gegenwärtigen prekären Charakters 
der meisten Handelsverträge zu verneinen sein wird.

30
E 2200 Paris 1/1642

Le Ministre de Suisse à Paris, A. Dunant, au Département politique

Copie d ’expédition1 Paris, 9 février 19212
T. n° 12 (Reçu: 9 février 1921)

Considérez comme très secret qu’hier après-midi s’est réuni Comité restreint 
du Conseil Société des Nations qui se compose de France, Espagne et Japon. Ces 
trois Messieurs se trouvèrent d ’accord pour exprimer leur déplaisir de votre refus 
passage troupes vers Lithuanie et redoutent que cette décision ne puisse être 
interprétée comme atteinte au prestige du Conseil. Ils exprimèrent regret 
qu’avant de prendre décision, Conseil fédéral ne se soit pas davantage documenté 
sur modifications récentes de la question. Je crois savoir que si le Conseil discutait 
quant au fond décision suisse, il examinerait possibilité convoquer un de vos délé­
gués pour fournir explication. Foch étudie transport par Italie et par mer.

1. Pour la copie de réception, rédigée en allemand, cf. E 2001 (B) 8 /27 .
2. Par télégramme n° 13, daté du 9 février, 1 7 h., le Ministre de Suisse complétait son inform a­
tion: Ce matin le directeur politique Peretti m ’a prié de passer au Ministère et m ’a dit à titre per­
sonnel qu’au cours de la réunion hier comité restreint Conseil Société Nations a été vexé avoir 
appris par la presse décision Conseil fédéral. On s’attendait à une réponse directe de votre part 
soit à France qui avait fait démarche au nom Société Nations soit à cette dernière. Il paraît que les 
trois Messieurs réunis hier étaient assez montés et parlaient même de ne pas tenir à Genève le 
conseil prévu pour vingt un février; ils comprennent d ’autant moins votre refus que Pologne et 
Lithuanie sont d ’accord maintenant (E 2001 (B) 8 /7 ).
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